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Wie ist netzpolitik.org organisiert; kann 
man von einer Art Hierarchie sprechen? 

Markus Beckedahl: Bei uns gibt es keine 
wirklich strengen Hierarchien, aber wir 
sind gerade dabei, Strukturen zu entwi- 
ckeln, die an die heutige Größe des Teams 
angepasst sind. Wir sind jedoch kein Me-
dium, bei dem jeder mitschreiben darf. 
Wir waren also insofern immer schon 
hierarchisch, als dass ein Mitmachen an 
Vertrauen gebunden war. Menschen ha-
ben von uns dementsprechend nur einen 
Schreibzugang bekommen, wenn wir sie 
persönlich – und sei es auch nur über das 
Netz – kannten. Uns war und ist es wich-
tig, dass wir genug Vertrauen darin haben, 
dass sie eigenständig arbeiten können und 
ihre eigenen Gedanken einbringen, aber 
nicht anfangen, irgendeinen Blödsinn zu 
schreiben. Wir glauben, dass das Projekt 
niemals so groß geworden wäre, wenn wir 
jeden hätten mitmachen lassen. Das zeigt 
allein die Qualität unserer Kommentare: 
Wir würden uns mehr Qualitätskommen-
tare wünschen, aber die Leute, die jeden 
Artikel kommentieren und als Erste Inter-
esse an einer Mitarbeit bekunden, die ent-
sprechen häufig nicht unbedingt unseren 
Qualitätsansprüchen.

Wie gestaltet sich Ihre Themenauswahl? Wo 
liegen die Grenzen?

M.B.: Es war von Anfang an bei uns eine 
Richtungsentscheidung: Wir haben zwar 
alle auch als Einzelpersonen politische 

Meinungen, aber wir konzentrieren uns 
hauptsächlich auf Netzpolitik. Natürlich 
handelt es sich hierbei um ein Quer-
schnittsthema, das ebenso Politik und 
Internet, aber teilweise auch Gesellschaft 
und Kultur umfassen kann. Wir schreiben 
jedoch beispielsweise nicht über Sozialpo-
litik, wenn es nicht auch einen Digitali-
sierungsbezug gibt. Sofern dieser Rahmen 
eingehalten wird, steht es allen, die einen 
Schreibzugang haben, frei, zu schreiben 

worüber sie wollen. Natürlich gibt es aber 
auch tagesaktuelle Themen, die abgedeckt 
werden müssen. Mit denen beschäftigt 
sich dann die feste Redaktion. Die „festen 
Freien“ schreiben, wenn etwas aus ihrem 
Spezialgebiet auftaucht und es ihnen zeit-
lich gerade passt.

Unpolitisch ist netzpolitik.org allemal 
nicht, aber wie nennt man das Kind denn 
nun zutreffend beim Namen?

M.B.: Wir haben zwei oder drei Perso-
nen in unserer Redaktion, die bei unter-
schiedlichen Parteien Karteileichen sind. 
Uns wird immer angehängt, dass wir ein 
grünes U-Boot seien, weil ich mal vor 15 
Jahren im Bundesvorstand der Grünen 

Während im deutschen Journalismus 
quasi ein Mantra rezitiert wird, was 

darauf abzielt, objektiv zu berichten, 
halten wir dies für eine Illusion.

Jugend war – bevor ich Netzpolitik ins 
Leben gerufen habe. Es ist ein bisschen 
absurd, uns das immer wieder anzudich-
ten, obwohl wir politisch gesehen sehr di-
versifiziert sind. Zudem ist es nicht unsere 
Schuld, dass es so gut wie keine konser-
vativ denkenden, progressiven Netzleute 
gibt. Wir würden diese ja auch mit einbin-
den, wenn wir Vertrauen zu ihnen hätten.

Erschafft man durch Projekte wie netzpo-
litik.org nicht auch seine eigene politische 
Richtung?

M.B.: Wir decken verschiedene politische 
Richtungen ab, die aber eher von Links 
bis in die Mitte rein reichen. Das liegt je-
doch generell an unseren Thematiken. Für 
eine progressive Netzpolitik ist nun mal 
das Mitte-links-Lager. Selbst diejenigen, 
die CDU und CSU in Deutschland wäh-
len und Netzpolitik machen, gehören eher 
zum liberalen Flügel, also quasi zur Mitte. 
Eine verschriftlichte konservative, rechte 
Netzpolitik würde man schon eher im 
FAZ-Politik-Bereich ansiedeln und dort 
würde dann das Gegenteil von dem gefor-
dert, was wir erreichen wollen.

Wie sieht Ihre redaktionelle Linie aus?

M.B.: Wir orientieren uns am deutschen 
Pressekodex, gehen aber leicht anders an 
Themen heran, als dort vorgeschrieben. 
Während im deutschen Journalismus 
quasi ein Mantra rezitiert wird, was dar-
auf abzielt, objektiv zu berichten, halten 
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wir dies für eine Illusion und erheben gar 
nicht den Anspruch, dem gerecht zu wer-
den. Unsere Haltung impliziert eher, dass 
wir subjektiv aus der Perspektive von digi-
talen Bürgerrechten berichten. 

Wir halten es ebenfalls nicht für unaus-
weichlich, in jedem Artikel alle Seiten 
einzubinden. Wir veröffentlichen viele 
Artikel, die eher als Meinungsartikel be-
zeichnet werden können. Diese trennen 
wir bewusst nicht von der Berichterstat-
tung und machen das auch klar. Aus unse-
rer Sicht ist das um einiges transparenter, 
als dies bei manchen andere Medien der 
Fall ist. In vielen Redaktionen sitzen trotz-
dem oft Menschen mit einen ganz speziel-
len Hintergrund und Netzwerken. Diese 
berichten auch aus ihrer Perspektive und 
ihre Arbeit kann ebenso wenig als objektiv 
bezeichnet werden. 

Wie stehen Sie zu direkter staatlicher  
Pressehilfe?

M.B.: Wir würden keine Unterstüt-
zung von staatlicher Seite annehmen. In 
Deutschland ist die Staatsferne für die Un-
abhängigkeit von Medien sehr bedeutend. 
Diesbezüglich gab es gerade in Nordrhein-
Westfalen einen riesigen Aufschrei. Dort 
werden nämlich mit Geldern der Rund-
funkabgabe über die Medienanstalten 
Vorbildungen für Journalisten durch ei-
gene Stiftungen gefördert. Liberal-konser-
vative Kritiker befürchteten, dass das SPD 
geführte Bundesland ihnen nahestehende 
Journalisten mit diesem Geld weiterbildet. 

Wie finanziert sich netzpolitik.org?

M.B.: Wir sind komplett unabhängig und 
finanzieren uns zu 4/5 durch Spenden 
und zu 1/5 über Werbung und Stellen-
anzeigen, die man bei uns buchen kann. 
Diese Zahlen werden ganz offen dargelegt, 
weil wir der Meinung sind, dass ein spen-
denfinanziertes Medium auch transparent 
sein sollte in Bezug auf die Herkunft und 
auf die Wege des Geldes. 

Wo liegt die Grenze bei der Auswahl der 
Werbepartner?

M.B.: Wir würden uns in diesem Kon-
text eher als wählerisch bezeichnen. Aller-
dings haben von den Unternehmen, deren 

Werbung wir nicht akzeptieren würden, 
auch noch nie welche bei uns angeklopft 
(lacht). Von Großkonzernen oder großen 
IT-Lobby-Verbänden würden beispiels-
weise nicht mutwillig und nicht ohne 
große Diskussion Geld annehmen. Und 
wenn es doch soweit käme, würden wir 
es transparent machen und erklären, wa-

rum dem so ist. Zusätzlich müsste darauf 
geachtet werden, dass es nur einen klei-
nen Prozentsatz im Gesamtbudget aus-
macht. Wir haben im Moment Glück, 
dass wir fast ausschließlich durch unsere 
Leser finanziert werden. Wir sind beim 
Schreiben also nur unserer Haltung und 
unseren Leserinnen und Lesern gegenüber 
verpflichtet.

Entsteht dadurch nicht trotzdem auch eine 
Abhängigkeit und eine Bringschuld?

M.B.: Natürlich gibt es Themen für die 
wir mehr gelesen werden als andere, aber 
wir glauben auch, dass das Vertrauen un-
serer Leser es uns erlaubt über Themen zu 

Unsere Haltung impliziert eher, dass 
wir subjektiv aus der Perspektive von 

digitalen Bürgerrechten berichten. 

schreiben, die gerade nicht trendy sind. 
Klassische Journalisten haben ja immer 
das Problem der Werbegetriebenheit, sie 
können über politische Themen eigentlich 
nur berichten, wenn irgendwas passiert 
ist, wenn also beispielsweise eine Abstim-
mung bereits stattgefunden hat. Wir be-
richten gerne über den ganzen Prozess, 
auch vorher schon. Das können wir uns 
nur leisten, weil wir anders finanziert wer-
den und dadurch, dass wir unseren Lesern 
das auch so kommunizieren. Also dass sie 
uns quasi mit einer freiwilligen Spende 
oder einem Dauerauftrag bei unserer 
Arbeit und unserer Herangehensweise 
unterstützen. 

Sie machen auch politische Kampagnen. In 
diesem Rahmen kam es durchaus schon zu 
einer Wortwahl, die man als Angstkommu-
nikation bezeichnen könnte. Ist diese drin-
gend notwendig?

M.B.: Das ist tatsächlich auch eine Frage, 
die wir uns immer wieder stellen. Wir 
stellen fest, dass niemand sich für posi-
tive Meldungen interessiert. Das ist eine 
frustrierende Erkenntnis aus 15 Jahren 
Arbeit. Wenn man über etwas Positives 
schreibt und sagt: „Hey, wir wollen das 
jetzt machen und geht mal hin und setzt 
euch dafür ein“, dann denken alle: „Jaja, ir-

netzpolitik.org ist eine Plattform für digitale Freiheitsrechte. Auf der Internetseite wird 
unter anderem aufgezeigt, wie die Politik das Internet durch Regulation verändert. 
Zudem spielen Veränderungen durch das Netz im Bereich der Politik und der Öffent-
lichkeiten eine Rolle. netzpolitik.org hat in seiner 15-jährigen Geschichte einige Wand-
lungen durchlaufen. In den ersten Jahren wurde das Online-Medium nebenher von 
seinem Gründer Markus Beckedahl betrieben. Mit der Zeit wuchs das Team zu einer 
dreiköpfigen Redaktion heran. Nun beschäftigt netzpolitik.org als eines der wichtigsten 
deutschsprachigen Portale für Debatten über deutsche, europäische und internationale 
Netzpolitik sechs Personen. Zum Team gehören ebenfalls „feste Freie“, welche ehren-
amtlich schreiben. 

Der damalige Generalbundesanwalt Harald Lange hatte im vergangenen Jahr ein Straf-
verfahren wegen Verdacht auf Landesverrat gegen die zwei netzpolitik.org-Mitarbeiter 
Markus Beckedahl und Andre Meister eingeleitet. Anlass dafür war unter anderem die 
Veröffentlichung des geheimen Budgetplans des Staatsschutzes. Später wurden die 
Ermittlungen eingestellt, da man in Karlsruhe befand, dass es sich bei den Dokumenten 
nicht um ein Staatsgeheimnis handle. Im gleichen Jahr wurden beide Autoren von der 
NGO Reporter ohne Grenzen als „Journalist des Jahres“ nominiert. 2015 gewann das 
Medium ebenfalls bei den Lead Awards den ersten Platz in der Kategorie „Independent 
des Jahres“.

Mehr Informationen: www.netzpolitik.org
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gendwer wird das schon erledigen.“ Wenn 
eine wirklich wichtige Entscheidung an-
steht, dann ist immer Fingerspitzengefühl 
gefragt, um das Anliegen so zu formulie-
ren, dass den Leuten schon bewusst wird, 
dass es wichtig ist, zu handeln, ohne aber 
das Ganze zu überreizen. Bestimmte Par-
teien machen genau dies jedoch ständig, 
indem sie den Untergang des Abendlandes 
verkünden und am nächsten Tag ist trotz-
dem noch immer alles gleich. Das demoti-
viert natürlich auch. 

Sind Sie mit dem Ihnen zugestandenen 
Informationszugang zufrieden?

M.B.: Wir haben uns über viele Jahre ei-
nen Ruf erkämpft und wurden so schon 
früh von verschiedenen Institutionen als 
journalistische Player wahrgenommen 
und auch respektiert. Bis 2014 bekamen 
wir fast überall, wo wir hinwollten, Ak-

kreditierungen. Bis dahin brauchten wir 
noch keine Presseausweise, aber es gab 
schon mehrfach Fälle, bei denen trotz-
dem klar war, dass wir als Journalisten un-
ter dem Schutz der Pressefreiheit stehen, 
ohne unbedingt formale Zugänge zu ha-
ben. Im deutschen Bundestag und bei der 
deutschen Bundespressekonferenz haben 
wir uns dann 2014 erfolgreich akkredi-
tiert. Das mussten wir aber durchfechten. 
Anfangs war erst mal unklar, ob wir jetzt 
eher als Journalisten oder als Blogger gel-
ten oder ob es da überhaupt einen Unter-
schied geben soll. Spätestens seit diesem 
Zeitpunkt werden wir von allen ernst ge-
nommen. Ernst genommen bedeutet, dass 
alle wissen, welche Rechte wir haben. Und 
wenn Informationen rausgegeben werden 
müssen, dann wird das auch gemacht, 
weil ein Bewusstsein dafür vorherrscht, 
welche Power wir notfalls haben, wenn 
uns irgendwas verwehrt wird. 

Was verspricht die Zukunft?

M.B.: Das haben wir letztendlich nicht 
geklärt. Ich gehe davon aus, dass es uns 
auch in zehn, 15 Jahren noch geben wird. 
Wie netzpolitik.org dann genau aussieht, 
werden die nächsten Jahre entscheiden. 
Das Thema ist erst am Anfang und wir 
haben uns da eine wichtige Stellung als 
Netzwerkknoten erarbeitet. Allein die 
zunehmende Bedeutung des Themas für 
unsere Gesellschaft gibt zumindest den 
Spielraum, dass wir, wenn wir uns konti-
nuierlich weiterentwickeln, vielleicht auch 
noch viel größer sein können.

Danke für das Gespräch! u

Das Interview wurde von Anne Schaaf am 12.5.2016 
per Telefon geführt.
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